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Ueber Kapitalrentenbestenerting mit besonderer 
Rücksicht anf Bayern. 

I. Artikel. Ueber Kapitalrentenbesteuerung im Allgemeinen. 



Von Vocke. 



I. Die Ansichten über deren Znlässigkeit. 

Die Frage nach der Rechtmässigkeit und Ausführbarkeit 
einer Kapital - oder Kapitalrenten - Steuer in dem Sinne einer 
Besteuerung der Darlehens- und anderer ähnlicher Zinsen und Renten 
ist von fast allen Schriftstellern über Finanzwissenschaft besprochen, 
aber von jedem anders beantwortet worden. 

Gewissermaassen einen Abschnitt in der Literatur bildet für 
diesen Gegenstand die Bearbeitung Murhard's *), insoferne er 
die gegen eine solche Steuer sich aussprechenden Urtheile der 
namhaftesten Autoritäten zusammenstellt. Die Einwendungen, 
welche gegen dieselbe erhoben werden, sind theils principieller, 
theils praktischer Natur. Unter den ersteren steht oben an die 
Befürchtung, dass durch Besteuerung das Kapital aus dem Lande 



1) Theorie und Politik der Besteuerung S. 405 flg. Die dort citirten 
Autoritäten sind namentlich: Adam Smith, Wealth of nations Book V, 
cbapt. II. part. II. art. II; Graf v. Soden, Die Staatsfinanzwirthschaft 
S. 89; Lotz, Handbuch der Staatswirthschaftslehre Bd. III. S. 269 und 
Artikel aus älteren Zeitschriften. Fulda und v. Jacob sind zwar eben- 
falls genannt und es ist mitgetheilt, was sie über die Schwierigkeiten die- 
ser Steuer sagen; diese Schriftsteller wollen aber wegen dieser Bedenken 
doch nicht die ganze Steuer fallen lassen. M a I c h u s dagegen (Handbuch 
der Finanzwissenschaft S. 278), welcher auf gleichem Standpunkte steht, 
wie die obigen, indem er die Steuer wegen ihrer wirtschaftlichen Folgen 
und der Schwierigkeiten bei der Ausführung verwirft, ist dort nicht genannt. 
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getrieben und dadurch die Production gefährdet werden könnte. 
Sodann folgt die noch allgemeiner verbreitete Annahme, dass die 
Gläubiger im Wege der Ueberwälzung die Steuer den Schuldnern 
zuschieben würden. Diese Ueberwälzung soll sich entweder 
direct vollziehen, indem den Schuldnern die Wahl gelassen wird, 
einen um die Steuer erhöhten Zins zu zahlen, oder ihr Kapital 
zurückzugeben; oder aber wenn dies nicht angeht in Folge ge- 
setzlicher Bestimmung oder der Concurrenzverhältnisse, soll sich 
doch die Ueberwälzung thatsächlich vollziehen, indem sich so viel 
bisher verzinslich angelegtes Kapital zu anderen Verwendungen 
drängt, dass eine die Steuer ausgleichende Zinserhöhung in Folge 
des geringeren Angebots von Leihkapital eintritt. Eine solche 
Ueberwälzung müsste dann, sagt man ferner, ausser der Be- 
lastung der Schuldner noch weitere Nachtheile haben in Folge der 
Werthsverschiebung bei den übrigen Kapitalsgattungen. Denn 
da die Besteuerung des Leihkapitals sofort eine Minderung seines 
Werths und somit eine relative Erhöhung für jenen des Gewerbe- 
und Handelskapitals zur Folge haben müsse; und da diese Er- 
höhung dann durch Verwendung des Leihkapitals zu gewerblichen 
Unternehmungen und durch gesteigerte Concurrenz wieder herab- 
gedrückt werde , so müssten Schwankungen entstehen , welche 
der Landwirtschaft und den Gewerben auch im zweiten Stadium 
des Ausgleichungsprocesses schädlich seien, nachdem sie schon im 
ersten unter den zahlreichen Kündigungen Noth gelitten hätten. 
Auch der Staatscredit soll erschüttert werden und die Ueber- 
wälzung sich auch hier durch Sinken der Curse und Erhöhung des 
Zinses unter volkswirtschaftlichen Calamitäten vollziehen. 

Die gegen die Ausführbarkeit einer solchen Steuer gerich- 
teten praktischen Bedenken betonen vorzugsweise die Schwierig- 
keit oder Unmöglichkeit, die Pflichtigen Objecte zu ermitteln, die 
Nothwendigkeit, bei dem Versuche zur Entdeckung in die Privat- 
verhältnisse einzudringen, was nicht ohne gehässige Controlmittel 
möglich sei, und die hieraus folgende Nothwendigkeit, sich mit 
einer auch im Procente äusserst geringen und daher die Arbeit der 
Regulirung nicht lohnenden Steuer zu begnügen, oder Maassregeln 
einzuführen, welche dem Gläubiger äusserst lästig und dadurch 
selbst dem Schuldner nachtheilig werden müssten. 
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Diese Einwendungen haben zwar ihre Widerlegung gefunden, 
aber gleichwohl fehlt es auch in der neueren Literatur keineswegs 
an Stimmen, welche sich entschieden gegen eine Zinsrentensteuer 
aussprechen. Voran Mac Culloch, welcher in derselben kaum 
etwas anderes sieht , als eine theilweise Vermögensconfiscation 
aus Neid und Gehässigkeit gegen die Besitzer eines so bequemen 
Einkommens und welcher die gefährlichsten Folgen für Landwirt- 
schaft, Industrie, in Folge dessen für die Arbeiter selbst, und 
für die Zunahme des Kapitals durch Beeinträchtigung der Spar- 
samkeit daran knüpft. Von neueren deutschen Autoritäten sind es 
namentlich Baumstark 1 ), Prittwitz 2 ), Graf von Moltke 3 ) 
und Stein 4 ), welche sich in negativem Sinne äussern, doch 
sind es immer nur die alten Gründe, welche in den verschieden- 
sten Wendungen und Beleuchtungen reproducirt und variirt 
werden. 

Dagegen fehlt es auch keineswegs an bedeutenden Namen, 
welche sich principiell für die Kapitalrentensteuer aussprechen und 
sie trotz der Schwierigkeiten , die sie nicht in Abrede stellen, 
doch nicht aufgeben. Abgesehen von Lips 5 ) und Krehl 6 ), 
welche kurz über die Sache weggehen und keine Einwendungen 
berücksichtigen, verbreiten sich alle Schriftsteller nach Mur- 
hard und Malchus 7 ) mehr oder weniger ausführlich über jene 
Einwürfe. Insbesondere wird widersprochen, dass eine massige 
Steuer die Folge haben werde, das Capital ins Ausland zu trei- 
ben. Fällt aber diese Folge weg, so können auch deren Conse- 



1) Zur Einkommensteuerfrage, Greifswald 1850. S. 49 fg. 

2) Theorie der Steuern und Zölle, Stuttgart u. Tübingen 1842. S. 173. 

3) lieber die Einnahmequellen des Staats, Hamburg 1846. S. 219. 

4) Lehrbuch der Finanzwissenschaft S. 442. 

4) lieber die Einkommentaxe, Erlangen 1812. S. 36. 

6) Das Steuersystem, Erlangen 1816. S. 306. 

7) Fulda, Handbuch der Finanzwissenschaft S. 216. v. Jacob, die 
Finanzwissenschaft § 651. Rau, Grundsätze der Finanzwissenschaft § 380. 
Bier sack, Über Besteuerung § 54 (setzt ein nicht kleines Land voraus). 
Wirth, Grundzüge der Nationalökonomie Bd. II. S. 436; v. Hock, die 
öffentlichen Abgaben und Schulden S. 219. Umpfenbach, Lehrbuch 
der Finanzwissenschaft § 88. - Helfer ich im Jahrg. 1846. S. 292 fg. 
der Zeitschr. f. Staatswissenschaft. 

Zeitschr. f. ätaatsw. 1868. 1. Heft. 4 
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quenzen, die Verkümmerung der Landwirtschaft und Industrie, 
die Beeinträchtigung der Arbeiter im Erwerb, die allgemeine 
Störung nicht eintreten. Auch die Ueberwälzung der Steuer auf 
den Schuldner wird geleugnet , da die Kapilalisten sich nicht so 
ohne weiteres in Landwirthe oder Industrielle verwandeln können, 
weil abgesehen von dem Mangel an individuellen Fähigkeiten 
schnell Ueberproduction und Steigen der Güterwerthe eintreten 
müsste: da ferner die sämmtlichen übrigen Ertrags- oder Ein- 
kommensquellen der Besteuerung ebenfalls unterliegen und nicht 
nur die Schuldner der Kapitalisten , sondern auch diese jener 
bedürfen, also massenhafte Kündigungen, welche ein Steigen des 
Zinsfusses um den Betrag der Steuer zur Folge haben könnten, 
nicht denkbar sind. 

Gleichwohl ist nicht in Abrede zu stellen , dass jene Ein- 
würfe gegen die Kapitalrentensteuer vom Standpunkte der reinen 
Theorie aus nichts weniger als unbegründet und prinzipiell nicht 
widerlegt sind. Logisch sind sie vollkommen richtig und die 
Schlussketten , an deren Ende das Schreckbild einer Beschädigung 
der wichtigsten wirtschaftlichen Interessen als Folge einer solchen 
Abgabe hängt, sind so wohl gefügt, dass eine Einwendung da- 
gegen nicht aufkommen kann. Nur freilich, dass sich die Wirk- 
lichkeit durch diese fein ausgesponnenen Fäden nirgends und niemals 
binden Hess. Die erste durchgreifende Besteurung der Kapitalrenten 
erfolgte durch die englische Einkommensteuer, aber es ist nicht im 
entferntesten etwas davon wahrnehmbar geworden, dass dadurch eng- 
lisches Kapital ins Ausland getrieben worden wäre - obwohl noch 
dazu dort der Zinsfuss niedriger ist, und die Steuer höher war 
als sonst irgendwo — , noch auch davon, dass durch Zinssteigerung 
eine Ueberwälzung auf die Schuldner stattgefunden, oder dass 
der Staatscredit dadurch gelitten hätte. Im Gegenlheil, als im 
Jahre 1842 der Finanzplan Bobert Peels bekannt wurde, 
stiegen die Staatspapiere — sank also der Zinsfuss — und diese 
Folge wird überall eintreten, wo eine Benlensteuer benützt wird, 
das bisherige Steuersystem zu vervollständigen und zu verbessern. 
Auch in keinem der Süd- und mitteldeutschen Staaten sind solche 
schlimme Folgen beobachtet worden. Es ist das auch ganz 
natürlich; denn eine Steuer von 3°/o reprfisentirt nicht einmal 
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*/8 °/o des Kapitals, eine Grösse, die sich fast schon in den täglichen 
Cursschwankungen verliert, um deren willen eine Auswanderung 
des Kapitals gewiss nicht denkbar und von der gar nicht abzusehen 
ist, wie sie z. B. der Hypothekengläubiger durch Zinssteigerung 
auf seinen Schuldner überwälzen soll. Im gewöhnlichen Leben 
ist die regelmässige Zinserhöhung oder Minderung nicht weniger, 
als 1 l2°jo; Viertolsprocen'e kommen nur selten, Achtelsprocente 
gar nie vor. Jene Folgen sind also jedenfalls nicht nachweisbar, 
und wenn sie das nicht sind , so darf man sie für die Wirklich- 
keit auch als nicht vorhanden betrachten. 

Die sämmtlichen Vorgänge bestehen nur in der Möglichkeit 
und keineswegs in der Notwendigkeit. In diese würden sie nur dann 
treten, wenn man so sinnlos wäre, mit einem Male dieDarlehenszinse 
sehr hoch besteuern zu wollen. Da würde freilich manches 
Kapital zur Auswanderung gezwungen, der Zinsfuss steigen, 
und wenigstens theilweise geschehen, was die Gegner dieser Steuer 
ihr abhold gemacht hat. Aber nicht einmal dann würden diese 
Folgen ganz eintreten , wenn eine allgemeine Steuererhöhung 
das Gleichgewicht der Last erhielte. Freilich würde in diesem 
Falle das Kapita! jeder Art auch aus den Unternehmungen und 
mit ihm die gleichfalls überladene Arbeitskraft auszuwandern suchen. 
Doch würde hiezu, wie die Erfahrung in hochbesteuerten 
Ländern beweist, schon ein ganz abnormer Steuerdruck gehören. 
Alle anderen Schwankungen verträgt ein gesunder wirtschaftlicher 
Volksorganismus ebenso ohne allen Nachtheil, wie ein gesunder 
Körper kleine Aenderungen in der Diät gar nicht spürt. 

Auch des Einwands mag hier noch gedacht werden, welcher 
gegen die Neueinführung einer Rentensteuer schon erhoben wurde, 
der sich aber auf jede andere Steuer ebenfalls anwenden Hesse, 
und der sich darauf gründet , dass die Grund- , Häuser- und Ge- 
werbsteuerpflichtigen bei der Auferlegung ihrer Steuern den 
kapitalisirten Werth derselben an ihrem Vermögen verloren hätten, 
dass also die ganze Last der Steu«r nur von den damaligen Be- 
sitzern getragen worden sei, während die Besitznachfolger — sei 
es durch Kauf, Erbschaft, oder wie immer — nur ein um diesen 
Werth vermindertes Besitzthum erworben, also thatsächlich aus ihrem 
kleineren Vermögen keine Steuer zu entrichten hätten. Ein An- 

4* 
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wesen im ursprünglichen Werthe von 10,000 fl. hätte also nach 
Einführung einer Grund- und Hüusersteuer von 3°/o des Ertrags 
bei einer Verzinsung von 4°/o nur noch einen Werth von 9,700 fl., 
sei nur um diesen Preis erworben worden, und es sei daher 
ungerecht, nach allmählig durchgedrungener allgemeiner Aus- 
gleichung bei Einführung einer neuen Steuer deren ganze Last 
auf den bisher steuerfreien Zinsertrag werfen zu wollen, da doch 
die Grundbesitzer u. s. w. dermalen ganz in der nämlichen Lage 
seien, wie die Zinsrentner, nämlich dass sie, die gegenwärtigen 
Besitzer, ebenfalls steuerfrei seien. 

Diese ganze Auffassung beruht aber auf einer Vermengung von 
juristischen Begriffen mit wirtschaftlichen Vorgängen, deren Resul- 
tat, wenn beide Momente nicht auseinander gehalten werden, not- 
wendiger Weise ein falsches sein muss. Es wird der wirtschaftliche 
Vorgang der Werthsminderung für den gesammten Grundbesitz 
als Vordersatz benützt , als Nachsatz das privatrechtliche Moment 
der Erwerbung durch einzelne, und so entsteht aus zwei ungleich- 
artigen Grössen ein Facit, das — wenn irgend eine — jedenfalls 
nur die Bedeutung haben kann, dass der Grundbesitz nun Anspruch 
auf gleiche Belastung der übrigen Erwerbsquellen hat, ohne dass 
doch die ursprünglich verkürzten Eigentümer eine Entschädi- 
gung von ihren Besitznachfolgern fordern können. 

Es ist zwar schlechterdings nicht in Abrede zu stellen, dass 
eine einseitige Steuer den Werth der Pflichtigen Objecte um den 
kapitalisirten Betrag ihrer selbst vermindern muss. Eine solche 
einseitige Steuer setzt aber ein Ertragssteuersystem voraus, bei 
welchem die Steuer den Objecten anhaftet und die Personen nur 
insofern in Frage kommen, als sie den Ertrag jener gcniessen. 
Es wird also durch eine einseitige Grundsteuer der Gesammtwerth 
von Grund und Boden gemindert. Folgt nun aber hieraus, dass, 
wenn eine Erhöhung der Staatseinnahme erforderlich wird, Grund 
und Boden wieder ebenso betrachtet werden darf, als wäre er 
unbesteuert? Nichts weniger als das; sondern wenn der Staat 
bisher einen Theil vom Werth der Grundstücke in Form einer 
Steuer in Anspruch genommen hat, so ist es ein Gebot der Gerech- 
tigkeit, so lange das Grundeigenthum mit einer weiteren Schmälerung 
oder Confiscation zu verschonen, bis alle übrigen Ertragsquellen 
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in gleicher Weise belastet sind. In wessen Händen sich die 
einzelnen Grundstücke befinden, ob sie noch den alten, ursprünglich 
ebenfalls steuerfreien Eigenthümern gehören, oder deren Erben, 
oder Käufern, das bleibt sich gleich. Man darf nur mit einiger 
Consequenz vorwärts gehen, um das zu erkennen. Gesetzt es 
würden zu einer schon bestehenden Grundsteuer allmählich zuerst 
eine Häusersteuer, dann eine Gewerbe-, eine Personal- und endlich 
auch eine Rentensteuer eingeführt, und es wäre dabei in der 
Art verfahren worden, dass bei Auferlegung jeder neuen Steuer 
die alten Steuerobjecte immer wieder in gleichem Maasse bedacht 
worden Wären, wie das jedesmalige neue, dann würde eben 
der Grundbesitz mit einer fünffachen, der Hausbesitz mit einer 
vierfachen Steuer u. s. f. belastet sein, die Zinsrente aber nur 
einfach. In welchen Variationen man immer das Beispiel anwenden 
mag, so wird stets das gleiche Ergebniss herauskommen, nämlich 
dass die früher besteuerten Ertragsquellen zu Gunsten der später 
angezogenen unverhältnissmässig belastet sind, dass also die äl- 
testen Erwerbszweige gedrückt werden und verkümmern müssen, 
während die jüngste Ertragsquelle, das Kapital, zu einer das 
Gleichgewicht störenden Uebermacht emporwuchern würde. Nach 
dem historischen Hergange ist überall die Grundsteuer die älteste, 
weil Grund und Boden die ursprünglichste Erwerbsquelle, das ur- 
sprünglichste Vermögen bildet. Ist es nun gerecht und vernünftig, 
von diesem Vermögen ein viel grösseres Procent für Staatszwecke 
in Anspruch zu nehmen, als von den jüngeren Vermögenstei- 
len, nur deswegen weil es älter ist, und in der Consequenz die 
Landwirthe zu besitzlosen Heloten zum Vortheil des sonstigen Ka- 
pitals zu machen? 

Mit Ausnahme der Ablösbarkeitserklärung der englischen Land- 
steuer hat denn auch die Praxis niemals jenen falschen Satz an- 
erkannt, sondern allenthalben ist man von der Ansicht ausgegangen, 
dass, ehe eine Ertragsquelle stärker besteuert werden kann als 
vorher, zuvor die übrigen ebenso belastet sein müssen, dass 
also, wenn eine Ertragsquelle noch unbesteuert war, im Falle 
eines Mehrbedarfs vor der Steuererhöhung für die übrigen, erst 
die Anziehung jener bis zur Höhe des allgemeinen Steuerfusses 
stattfinden muss. 
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II. Die Ansichten über die Ausführbarkeit einer Kapitalrenten- 
steuer. 

Wo möglich noch weiter als über die principielle Zulässigkeit 
einer Zinsrentensteuer gehen die Ansichten über deren praktische 
Ausführbarkeit auseinander. Die meisten und gewichtigsten Au- 
toritäten sind für die directe Besteurung in der Hand der Gläu- 
biger x ), andere für theils directe theils indirecte 2 ), wieder an- 
dere sind gegen die directe Erhebung, noch andere sind gegen 
diese wie gegen jene 3 ) und verzweifeln an der Ausführbarkeit 
überhaupt auf dem einen, wie auf dem andern Wege. 

Was die letztern betrifft, so darf deren Widerstand durch die 
Erfahrung der neueren Zeit in allen Staaten, wo Zinsrentensteuern 
bestehen, als gebrochen betrachtet werden. Die indirecte Besteu- 
rung ist in England gelungen und in Oesterreich durchgeführt, die 
directe in Süddeutschland. Von Oesterreich theilt zwar Hock 
(S. 224) mit, dass der Versuch insofern misslungen sei, als 
die verschuldeten Eigenthümer jetzt die mit Rücksicht auf den 
Steuerabzug erhöhte Grundsteuer zahlen müssen und gleichwohl 
auf das Recht, dem Gläubiger den verhältnissmässigen Abzug zu 
machen, verzichten, und es kann kein Zweifel über die Vollgiltig- 
keit des Zeugnisses dieses hervorragenden Gewährsmannes bestehen. 
Allein aus der Motivirung dieses Vorganges geht klar hervor, dass 
derselbe seinen Grund eigentlich nicht in der Ueberwälzung 
habe, sondern in den Zinsverhältnissen und in dem Ueberwiegen 
der Kapital-Nachfrage gegen das Angebot. Denn er fügt sogleich 
hinzu, für 5°/o sei in der Regel Geld nicht zu haben, der Schuldner 
müsse sich also noch viel grössere Opfer gefallen lassen, als 
diese Uebernahme der Steuer, während anderseits der Gläubiger 
den Zins nicht über das gesetzliche Maximum von 5°/o erhöhen 
dürfe. Offenbar ist also hier die freiwillige Uebernahme der 
Steuer keineswegs eine Ueberwälzung derselben, sondern nichts 

1) Fulda § 182. — v. Jacob §662. — Wirth S. 436. ümpfen- 
bacb § 88. — Ran § 388. 

2) Namentlich Biersack § 124 fg. 

3, Die oben genannten: Murhard und ein Theil der von ihm citirten 
Autoritäten, dann Malchus. 
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als eine verdeckte Zinserhöhung, ebenso wie etwa die Verschreibung 
einer grösseren Summe, als der erhaltenen oder irgend eine andere 
ungünstige Bedingung, die der Schuldner eingehen muss. Die 
Last, welche er damit übernimmt, wäre ihm nicht erspart worden, 
auch wenn keine Zinsrentensteuer bestünde, sondern er hätte 
sie nur in anderer Form übernehmen müssen. Das Beispiel von 
Oesterreich gibt also mindestens kein Zeugniss gegen die in- 
directe Erhebung dieser Abgabe oder gegen diese überhaupt, 
während aus den umfassenden , in alle Details eingebenden Yer- 
handlungan ') über die Natur und Wirkung der Einkommensteuer 
in England keine einzige Aeusserung beizubringen sein wird, 
welche auch nur einen Zweifel an der wirklichen Tragung der 
Rentensteuer von Seite der Bezugsberechtigten ausspräche. 

Die Gründe, welche gegen die directe Besteuerung geltend 
gemacht werden, concentriren sich in der Behauptung, dass es 
unmöglich sei, das seiner Natur nach äusserst flüchtige, wandel- 
bare und leicht zu verbergende Object der Steuer mit Sicherheit 
zu erforschen. Mit Recht ist hiegegen geltend gemacht, dass es 
bei weitem nicht so schlimm mit dieser Unfassbarkeit steht, als 
man anzunehmen pflegt, wenn nur die rechten Mittel angewendet 
werden. Zwar die Vorschrift, dass Einregistrirung aller Schuld- 
urkunden eingeführt werden müsse, würde eine gar zu weit 
gehende Belästigung der Gläubiger in sich fassen, welche nach- 
theilige Folgen selbst für die Schuldner haben könnte. Auch 
die Ungiltigkeilserklärung aller nicht versteuerten Forderungen 
würde ihren Zweck nicht vollständig erreichen und nicht alle 
Verheimlichungen abschneiden. Aber die Einsteuerung durch Aus- 
schüsse von personkundigen Vertrauensmännern ist ein ebenso 
loyales und volkstümliches als im wesentlichen wirksames Mittel. 
Man muss nur nicht sogleich verzweifeln, wenn eine neue Maass- 
regel sich nicht schon im ersten Augenblicke vollständig bewährt, 
sondern ihr Zeit lassen, sich einzuleben, den Ausschüssen die 
Möglichkeit gewähren, Erfahrung und Gewandtheit zu erlangen, 



1) Die Committeenverhandlung von 1852 und 1861, bei welchen so ziem- 
lich alle Ansichten für und gegen die Einkommensteuer zum Ausdruck ge- 
kommen sind. 
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den Pflichtigen, ihrer Pflicht mehr und mehr bewusst zu werden, 
und dem Vollzüge, durch allmählich wachsende Uebung und 
Sachkenntniss dem Flüchtigen immer mehr auf die Spur zu kommen. 
Die Erfahrung beweist auch hier, dass ein keineswegs so sehr 
unbefriedigendes Resultat zu erzielen ist, wenn man erwägt, 
dass z. B. in Bayern ein Vermögen von gegenwärtig über 800 
Millionen versteuert wird, während viele Millionen an österreichi- 
schen Staatspapieren, an Kirchen-, Schul- und Wohlthätigkeits- 
Stiftungskapitalien, sowie an kleinen Renten unter 25 fl. gesetzlich 
steuerfrei sind. 

Dass also sowohl die indirecte als die directe Besteurung 
der Zinsrenten ausführbar sei, wird als erwiesen zu betrachten 
sein, wenn auch die eine wie die andere ihre Mängel hat, — 
welche wirkliche Steuer hat sie nicht? 

Es wird daher alles darauf ankommen, zu untersuchen, 
welche der beiden Erhebungsarten in der Natur der Sache be- 
gründet ist, und diess soll nun in den folgenden Blättern ge- 
schehen. — 

IE. Untersuchung des Steuerobjects und Polgerungen daraus. 
1) Notwendigkeit der indirecten Besteuerung. 

Die Kapital- oder Kapitalrenten-, oder Zinsrentensteuer, 
oder wie man sie sonst nennen will, ist also ein Gegenstand, 
über welchen die Theorie nach keiner Seite hin ihr letztes 
Wort gesprochen hat, an welchem zur Zeit noch alles contro- 
vers ist, und in Anschauung dessen auch die Praxis, wie das Beispiel 
Frankreichs und anderer Staaten beweist, sich noch keineswegs 
vollständig entschieden hat Es wird sich daher wohl lohnen, 
die Sache genau ins Auge zu fassen. 

Vor allem wird man dabei sich klar zu machen haben, welche 
Art von Steuer, ob eine sächliche oder persönliche, erhoben 
werden soll. In dieser Hinsicht ist nun ohne Schwierigkeit zu 
erkennen, dass es keine Einkommensteuer sein kann. 
Die Einkommensteuer ist die rein subjective Besteuerung der 
Person, denn das Einkommen ist unbedingt persönlicher Natur 
und umfasst die Totalität der Güter, welche derselben aus ihrem 
Vermögen, aus ihrer Arbeit und woher immer zufliessen, ebenso 
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wie die Person eben der organische Inbegriff aller körperlichen, 
geistigen und sittlichen Eigenschaften eines Menschen ist. Die 
Einkommensteuer kann daher nur die Totalität aller Einkünfte 
eines Subjects ins Auge fassen, wobei selbstverständlich nur 
deren Nettobetrag in Frage kommt; ein Punkt, dessen weitere 
Besprechung aber nicht hieher gehört. Eine Steuer also, fUr 
welche nicht diese Totalität das Object bildet, kann keine Ein- 
kommensteuer, sondern muss eine Ertragssteuer sein, bei welcher 
die Person nur insoweit ins Spiel kommt, als für jede Abgabe 
jemand vorhanden sein muss, der sie entrichtet. Gegenstand 
und Quelle der Besteuerung aber sind hier ganz und gar objecliv ; 
sie bestehen lediglich in der Gütermenge, welche aus einem 
Objecte 1 ) erzeugt wird, in dem Ertrage desselben, und die Rück- 
sicht, in wessen Hände derselbe durch die Verwickelung der 
Verhältnisse gelangen wird , kommt bei der Lösung der Cardinal- 
frage nicht, sondern allenfalls erst in zweiter Linie in Betracht. 
Der zweite Punkt, auf den sich unser Augenmerk zu rich- 
ten bat, ist der oberste Rechtsgrund der Steuer an sich. In 
dieser Hinsicht darf wohl die Anschauungsweise, als werde die 
Steuer für den Schutz bezahlt, welchen der Staat gewährt, 
als abgethan betrachtet werden; denn darüber sind wohl alle 
Stimmfähigen heutzutage einig, dass der Staat nicht blos eine 
Assecuranzanstalt ist, und dass seine Aufgabe nicht damit er- 
schöpft ist, seine Angehörigen in ihren Rechten zu schützen. 
Der Staat ist vielmehr die Organisation der Nation in sittlicher, 
intellectueller und wirtschaftlicher Richtung, und jeder Angehörige 
des Staats existirt mit seinem ganzen äusserlichen Dasein nur durch 
denselben, in demselben, als organischer Theil desselben. Was 
er hat, das hat er nur vermöge dieser Mitgliedschaft, und der 
Staat hat daher eine über den Begriff des Forderungsrechts weit 



1) Ertrag ist Einkommen vom Standpunkte des bewirtschafteten Ob- 
jects angesehen. Röscher, die Grundlagen der Nationalökonomie § 144. 
— Diejenigen Einnahmen, welche aus einer gewissen Erwerbsquelle, z. B. 
einem Zweige von Arbeit , oder einem werbenden Vermögcnstheile her- 
rühren, werden in Beziehung auf diese Quelle und ohne Rücksicht auf die 
Personen, denen sie zufallen, unter der Benennung Ertrag zusammenge- 
fasst. Rau, Grundsätze der Volkwirthschaftslehre § 70. 
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hinausreichende Befugniss, sich zu seiner Erhaltung und zur 
Erreichung seiner Zwecke des Vermögens der Nation im weite- 
sten Sinne des Worts zu bedienen. Dass diess nicht willkürlich 
sondern nach den Regeln des Rechts, der Gleichheit und Wirth- 
schaftlichkeit geschehe, liegt im Begriff des Staats, als eines 
sittlichen Organismus. Die Quellen a ] SOj aus we i cnen d er Staat 
die Mitlei zu seiner Subsistenz nimmt, sind die nämlichen, aus 
welchen sie die Nation x ) schöpft. 

Die ursprüngliche Güterquelle der Nation ist die Arbeitskraft, 
welche sich mit der Naturkraft in Verbindung setzt. Das Er- 
zeugniss beider ist der Ertrag, und die Gegenstände des Ertrags, 
insofern sie nicht consumirt, sondern wieder von der Arbeitskraft 
befruchtet, also wieder zur Production verwendet werden, sind 
das Kapital. Dieses wird also ebenfalls zum selbstständigen — 
nur nicht selbsttätigen, so wenig als die Naturkraft — Productions- 
factor, zur Güterqueile, zur Ertragsquelle. 

Solche unverzchrte Erträgnisse , Kapitalien , können nur in 
wirklichen Dingen, in Sachgütern bestehen , denn sonst würden 
sie von der Arbeitskraft nicht unterscheidbar sein, also mit dieser 



1) Wenn Stallt (Rechtsphilosophie Bd. IL § 121) die Steuern „vor 
allem von der vci mögenerzeugenden Societäl u nehmen will und gegen die 
„atomistischc Finanztheorie" eifert, welche jefle Person mir för sich erfasse 
und besteuere , so ist er insofern im Recht , al^ die Quelle des Staatsein- 
kommens das Nationaleinkommen sein muss und ersteres kein Object der 
Besteuerung wählen darf, das nicht dem letzteren angehört. Aber wenn 
er als das sociale Vermögen die Erwerbs mö glichk ei t und die Genuss- 
möglichkeit bezeichnet, so weist er die Staatsgewalt auf trockene 
Quellen an und von einer Gerechtigkeit bei seiner Hauptgrnndlage der Be- 
steuerung — seeundär räumt er allerdings eine Rücksicht auf das subjee- 
tive Einkommen ein — ist schon gar keine Bede. Gleichwohl möchte ich 
das wegwerfende Urtheil v. MohPs (Encyclopädie der Staatswissenschaf- 
ten S. 297) über die Stahl 'sehe Auffassung nicht unterschreiben; denn 
insofern derselbe die Nation und deren Güterquellen als ein Ganzes auf- 
fasst, ist er im Recht. M o h 1 selbst, welcher lediglich auf dem Standpunkte 
der Einkommensteuer steht, deren Ausführung sich nur im einzelnen klei- 
nen Gemeinwesen bis jetzt als möglich* erwiesen hat, ist gewiss eben- 
falls nicht im vollen Rechte, wenn er das Ertragsteuer-S y s t e m, das noch 
allenthalben eine lange Entwickelung vor sich hat, bevor es zur Einkom- 
mensteuer wird, gänzlich ignorirt. 
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zusammenfallen, oder zur Production nicht verwendet werden 
können. Wer nun eine gewisse Menge solcher Güter besitzt 
— es kann auch Geld sein , das selbst Arbeitserzeugniss, selbst 
wirklich sächlicher Productionsertrag zugleich alle beliebigen an- 
dern Sachgüter repräsentirt — . aber selber nicht befähigt oder 
gewillt ist, damit weiter zu produciren, der verbindet sich mit 
einem Producenten, dem er sein Kapital überlässt. Dieser vereinigt 
was er erhallen, mit seinem eigenen Kapital und erzielt so durch 
ausgiebigere Benützung seiner Arbeitskraft und seines Unterneh- 
mungsgeistes einen erhöhten Gewinn, von welchem er dem Anderen, 
der sein Kapital ') ihm überlassen hat, einen irgendwie bestimm- 
ten Antheil abgibt. 

Dieser Antheil kann in einer Quote des Gewinnes bestehen, 
wie beim stillen Gesellschafter. Da jedoch bei einem Verhältnisse 
dieser Art eine selbstthätige Mitwirkung — die aber der Kapitalist 
eben nicht will — , oder ein ganz besonderes Vertrauen, oder 
eine für beide Theile lästige Conti ole staltfinden muss, so 
pflegt es der Kapitalbesitzer vorzuziehen, dass er sich einen 
nach der Grösse seines Kapitals oder Kapitalanteils quantitativ 
festbestimmten Gewinn- Antheil, einen Zins ausbedingt, und es 
dem Producenten überlässt, so viel oder so wenig mehr durch 
die Kapitalvergrösserung zu erwerben, als er will und kann. 

Der Schuldner hat also das Kapital, benützt es und bezieht 
den Ertrag desselben. Der Gläubiger aber hat nichts Sächliches 
mehr, er hat also, da ein Ding nicht zweimal zu gleicher Zeit 
Kapital sein kann, kein Kapital mehr, er verwendet keine Arbeit, 
er producirt nicht, kann also auch keinen Ertrag haben, denn 
diesen bezieht der Schuldner . welcher das Kapital hat und mit 
demselben durch seine Arbeit neue Producte oder Werthe 
erzeugt. 

Wo aber kein Ertrag ist. da kann auch von keiner Ertrags- 
steuer die Rede sein. 



1) Die gewöhnliche Bezeichnung des Gläubigers als Kapitalist und 
seines Vermögens als Kapital ist daher keineswegs unrichtig. Er muss 
ursprünglich immer ein Kapital haben , dessen Wiedererlangung ihm ge- 
sichert ist, wenn er es auch aus der Hand gegeben hat. und von einem 
Anderen zur Production benützen la'sst. 
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In vollkommener Uebereinstimmung mit dieser wirtschaft- 
lichen Natur des Verhältnisses steht auch die rechtliche. Durch 
das Darlehen entäussert sich der Gläubiger des Eigenthums an 
den Gütern, welche sein Kapital bilden, also an seinem Kapital, 
und behält nur das Recht der Forderung. Dieses ist aber 
ein rein persönliches Verhältniss, und der Gläubiger tritt dadurch 
in keine Beziehung zu den Sachgütern, welche zum Vermögen 
des Schuldners gehören, oder um welche dasselbe durch das 
Darlehen vermehrt worden sein möge. Er erlangt kein Recht 
auf den Ertrag, welcher dem Schuldner durch seine Kapital- 
mehrung zuwächst, oder auf irgend einen Theil der sonst von 
diesem erzeugten Erträgnisse. Wenn er sich zu seiner Befrie- 
digung, für den Fall, dass der Schuldner seiner persönlichen Ver- 
pflichtung nicht nachkommt , an das Vermögen des Schuldners 
halten darf, so ist dies nur eine Folge davon , dass das Ver- 
mögen eben die privatrechtliche Seite der Persönlichkeit dessel- 
ben, die Personification der rechtlich in concreto zusammenge- 
hörigen Güter und Privatrechte ist. Der Schuldner kann das 
geliehene Kapital wie ein ihm vorher zugehöriges oder nachher 
erworbenes verzehren oder sonst vernichten, ohne dass an dem 
rechtlichen Verhältnisse das Geringste geändert wird. Es steht also 
rechtlich der Gläubiger in gar keinem Verhältnisse mehr zu den 
Gütern, die er hingeliehen hat, zu dem Kapital, das vorher sein 
Eigenthum war, aber jetzt das des Schuldners ist, und zu dessen 
Ertrage, es kann also auch vom Rechtsstandpunkte aus eine Er- 
tragssteuer nicht von ihm gefordert werden. 

Die Summe des hier Gesagten concentrirt sich in dem bereits 
allgemein anerkannten Satze, dass Forderungsrechte innerhalb 
einer Nation keinen besonderen Theil des nationalen Kapitals 
und folglich die vermöge derselben bezahlten Zinsen keinen selbst- 
ständigen Theil des nationalen Ertrags bilden. 

Eben so unzweifelhaft wie dies Ist aber auch, dass die 
Forderungsrechte ein Moment in der Vertheilung des nationalen 
Vermögens bilden. Das Vermögen ist, wie schon erwähnt, 
ein rechtlicher Begriff, der sich auf das engste an die Person, 
an das Subject anschliesst. 

In Steuerfragen aber ist es unmöglich von dem Subject 
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abzusehen, denn auch die Ertragssteuer wird nicht von dem Ob- 
ject sondern von dem Subject gefordert und bezahlt. Die That- 
sache kann und darf nicht übersehen werden, dass die Forde- 
rungsrechte exisliren und dass nach dem ursprünglichen Ver- 
hältnisse der Gläubiger theilnimrnt an dem Ertrage, den der 
Schuldner bezieht. Es darf nicht ausser Berücksichtigung bleiben, 
dass der letztere, wenn er seinen vollen Ertrag versteuert , mehr 
leistet, als eigentlich von ihm gefordert werden kann und will, 
und es ist daher eine unabweisbare Forderung der Gerechtigkeit, 
dass jener auch Theil an der Steuerlast nehme, die der Schuld- 
ner trägt, indem er ihm einen nach der Grösse des Zinses, den 
er bezieht, bemessenen Steuerbeitrag leistet. 

Wenn sich nun auch die Reinheit des wirthschaftlichen 
und rechtlichen Verhältnisses , wie sie hier zunächst vorausge- 
setzt ist , verwischt , so kann dies doch die daraus gezogenen 
Folgerungen nicht umstossen. Wenn also namentlich das ge- 
liehene Kapital aufhört vom Schuldner zur Production verwendet 
zu werden, oder wenn es gar nie dazu verwendet worden ist, 
sondern zur Verzehrung etwa durch Aufwand auf Erhaltung 
oder Vermehrung der Arbeitskraft oder Intelligenz gedient hat, 
so hat doch der Gläubiger wirkliches Kapital gehabt und hinge- 
geben, wofür der Schuldner Arbeitskraft eingetauscht hat, und 
die wirthschaftliche Einheit zwischen beiden besteht ungestört 
fort. Der Schuldner muss ihm dann eben seinen Zins aus dem 
Ertrag seiner Arbeit entrichten und er muss, um seiner Haupt- 
schuldigkeit endlich genügen zu können, Kapital durch Ersparung 
sammeln. Dieses ist also nur vorübergehend verschwunden und 
hatte sich momentan in eine andere Ertragsquelle verwandelt. 

Ebenso wenn die reine Forderung in Verbindung mit einem 
dinglichen Rechte tritt. Die Forderung hört dabei nicht auf zu 
sein, was sie ist, der Gläubiger ist weder verpflichtet noch 
befugt, sich zur Deckung seiner Zinsen an den Ertrag gerade 
der verpfändeten Objecte zu halten, und ist auch nicht berechtigt, 
seine Hauptbefriedigung, wenn sie der Schuldner leisten will, gerade 
aus dem Werthe des Pfandobjects anzusprechen , sondern muss 
sich mit jeder Befriedigung begnügen. Das dingliche Recht ist 
nur etwas Hinzukommendes zur Ergänzung des persönlichen Ver- 
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trauens und berührt die Forderung selbst und deren Natur in 
keiner Weise, also auch nicht das Steuerverhältniss derselben. 

Nur allenfalls solche Schulden könnten Bedenken erregen, 
welche von Verschwendern gemacht werden, um Genussmittel 
zu erwerben, deren Zinsen aus keinem surrogirenden Ertrage 
bestritten werden , sondern aus der Vermögenssubstanz. Allein 
auf solche Ausnahmsfälle Rücksicht zu nehmen, ist so wenig 
gerathen, als möglich. Schon um deswillen nicht, weil eine 
solche unwirtschaftliche Kapitalverwendung nicht vermuthet werden 
darf, und der Wucherer, der in solchen Fällen Gläubiger zu 
sein pflegt, nicht würdig erscheint, durch Nichtabzug der Steuer 
an den Zinsen bevorzugt zu werden. Zudem herrscht in dem 
Gebiete, wo diese Art von Schulden vorkommt, in der Regel 
die Lüderlichkeit auf der einen und der Betrug auf der anderen 
Seite , so dass es der Würde des Staats geradezu widersprechen 
würde, durch Ausnahmsbestimmungen diese seinem Wesen wider- 
sprechenden Verhältnisse gewissermaassen anzuerkennen. 

Die Staats- undGcmeindeschulden stehen den bisher 
besprochenen Forderungen wesentlich gleich. Die Staatsschulden 
sind in Wirklichkeit Schulden der Nation als Totalität. Für die 
Bezahlung der Zinsen haftet der Ertrag — nicht blos des Staats- 
vermögens im engeren Sinne, das würde in vielen Fällen nicht 
weit reichen, sondern — des Nationalvermögens im weiteren Sinne. 
Sie sind also ein Antheil an dem Ertrage der Nationaleinkommens- 
quellen im Ganzen, ebenso wie die Privatschulden an dem Ertrage 
der Privateinkommensquellen. Die Staatsschulden sind eben so wenig 
ein Theil des Nationalvermögens, als die Privatschulden, sondern 
nur eine Modalität seiner Vertheilung. Die Nation versteuert aber 
den Ertrag ihrer Güterquellen, an welchen der Staatsgläubiger An- 
theil hat, sie hat also auch die nämlichen Ansprüche auf Steuer- 
beitrag an ihre Gläubiger, wie jeder einzelne Privatschuldner. 
Ebenso ist es in Ansehung der Gemeindeschulden, welche ent- 
weder aus dem Ertrage des werbenden steuerpflichtigen Communal- 
vermögens oder aus den steuerpflichtigen Ertragsquellen der 
Gemeindeglieder verzinst werden , so dass im einen, wie im 
andern Falle das Recht auf einen Steuerbeitrag dem Gläubiger 
gegenüber besteht. — 
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Ganz auf gleicher Linie mit den Darlehenszinsen stehen 
auch diejenigen Renten, welche irgend ein Producent oder Besiter 
einer Ertragsquelle an zweite Personen auszahlt, wie Grundzinse, 
Apanagen, Leihrenten u. dgl. Der Empfänger hat wie der Zins- 
gläubiger keinen eigenen Ertrag, sondern »heilt sich mit dem 
Schuldner in jenen des letzteren, und da dieser ihn versteuert, 
ist der Rentner auch verpflichtet, seinen Theil an der Steuer zu 
tragen. 

2) umfang des Steuerbeitrags. 

a) Beim Darlehenszins. 

Der Maassstab, nach welchem dor Gläubiger dem Schuldner 
den Steuerbeitrag zu leisten hat, ist also der Zins. Dieser enthält 
aber wieder nach der gewöhnlichen Annahme verschiedene Bestand- 
theile, nämlich 1) den eigentlichen Entgelt für das iiberlassene 
Kapital. Die Entschädigung für den Verzicht auf die Selbstbe- 
nützung desselben, auf die Selbstproduction, d. i. den eigentlichen 
Zins : 2) eine Assecuranzpramie für die Unsicherheit der Forderung, 
für die Schwierigkeit der Zinserhebung und Beitreibung oder dgl. 
Dass nun vor allem der eigentliche Zins nach seinem vollen Betrage 
bei der Berechnung des Steuerbeitrags angerechnet werden muss, 
ist an sich klar. Bestritten kann aber werden, ob auch die Assecu- 
ranzpramie, nämlich die Vergütung des Risiko, in Ansatz zu kommen 
habe, welche nicht selten in der Form eines mehr oder weniger er- 
höhten Zinses gefordert oder gewährt wird. Die Assecuranzpramie 
nun kann als eine successive Kapitalheimzahlung der Gesammtheit 
der Schuldner an die Gesammtheit der Gläubiger betrachtet wer- 
den, durch welche die wirklichen Verluste mittels der wirklichen 
Prämienzahlungen ausgeglichen werden. Es liegt daher der 
Schluss nahe, dass für denjenigen Theil des Zinses, welcher 
über den eigentlichen Entgelt der Kapitalnutzung hinausgeht, keine 
Steuer, also auch kein Steuerbeitrag geleistet werden sollte. 
Manche Staaten x ) haben auch wirklich, wie es scheint, hierauf 
Rücksicht genommen und nur ein gewisses Maass des Zinsfusses 
(4°/o) für steuerpflichtig erklärt. Was darüber hinausgeht, ist 



1) Baden und Weimar. 
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dort steuerfrei, und wenn der Zins unter 4°/o steht, braucht nur 
der wirkliche Betrag versteuert zu werden. 

Gegen diese Ausscheidung und Begünstigung eines Theils 
vom Gesammtzinse erheben sich aber die gewichtigsten Bedenken. 
Vor allem ist es schlechterdings unmöglich, zu bestimmen, wie 
viel an einem Zinse als Prämie zu betrachten sei. Die Einflüsse 
des Verhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage sind so ver- 
änderlich und so erheblich, dass schon um deren willen in keinem 
Momente und bei keinem Geschäfte auch nur mit einiger Be- 
stimmtheit angegeben werden kann, wie gross der eigentliche 
Zins und wie gross diese Prämie sei. Dazu kommt aber noch 
weiter, dass die Assecuranzprämie von der Entschädigung für die 
Ueberlassung der Kapitalnutzung (dem eigentlichen Zins) aus 
inneren Gründen nicht zu trennen ist. Selbst die beste Hypo- 
thek kann nämlich durch ausserordentliche Elementarereignisse, 
durch Krieg oder wenn gar beides zusammentrifft, ganz oder 
theilweise werthlos werden, und es ist daher eine kaum zu 
verneinende Frage, ob nicht in jedem, schlechterdings jedem 
wirklichen Zins eine Assecuranzprämie enthalten sein muss. 
Es gibt einmal überhaupt keine Kapitalanlage, weder in der Land- 
wirtschaft noch in Gewerben, welche unbedingt sicher ist. Jede 
Kapitalrente muss also die Factoren ihrer eigenen Beproduction 
in sich enthalten und diese sind daher nicht etwas derselben zu- 
fällig Anklebendes, sondern in ihrem eigenen Wesen Begründetes. 

Nun ist es freilich richtig, dass ein grösseres Bisiko einen 
höheren Zinsfuss bedingt, und man könnte daher wohl sagen, 
dass nur derjenige Theil des Zinses in Betracht kommen solle, 
welcher für das über das gewöhnliche Maass gehende Risiko 
gegeben wird, für die besondere Unsicherheit, welche über die 
allen Verhältnissen anklebende Vergänglichkeit hinausreicht. Allein 
wenn die principielle Grenze einmal aufgegeben ist, so 
haben wir eben gar keine mehr, es sei denn, dass sie willkürlich 
gezogen werden will. Eine solche Willkürlichkeit liegt aber in 
der Aufstellung des 4°/o wie jedes anderen Zinsfusses als Norm. 

Wenn wir zugeben müssen, dass keine Kapitalanlage die 
unbedingte Garantie der Dauer hat, dass also in jedem Zins 
eine Assecuranzprämie enthalten sein muss, so ist anerkannt, 
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dass beide Theile wenn auch dein Begriffe nach nicht aber dem 
Wesen nach zu trennen sind. Eine Unterscheidung zwischen 
gewöhnlicher und ungewöhnlicher, zwischen normaler und er- 
höhter Assecuranzprämie wäre irrationell und es bleibt daher 
wohl nichts übrig , als die ganze Unterscheidung fallen zu 
lassen. — Wollte man nun die grundsätzliche Ausscheidung auf- 
geben, die Sache auf das praktische Gebiet verlegen und nur 
den „gewöhnlichen" Zinsfuss, etwa wie er bei guten Hypotheken 
vorzukommen pflegt, als den Zins im engeren Sinne gelten lassen, 
so würden sich auch hier Bedenken und Schwierigkeiten entgegen- 
stellen, welche nicht wohl zu beseitigen sind. Schon die Frage : 
welcher ist der gewöhnliche Zinsfuss? lässt sich Angesichts der 
Schwankungen, die mit der Sicherheit gar nichts zu schaffen 
haben, nicht mit Bestimmtheit beantworten. Man hat zwar längere 
Zeit 4°/o für normal gehalten , und nicht ohne Grund ; allein ein 
paar beträchtliche Staatsanlehen , ein zufälliger Zudrang des 
Kapitals zu Unternehmungen — z. B. Eisenbahnbauten — vermag 
die Richtigkeit dieser und jeder anderen Angabe ebenso zu er- 
schüttern, wie umgekehrt eine längere Zeit der Ruhe und unge- 
störten Entwickelung den Zinsfuss herabdrückt. Wenn aber das 
vermeintlich Normale selbst nicht feststeht, und nicht einmal auf 
kurze Zeit als dauernd erkannt zu werden vermag, dann ist es 
eben nicht normal in dem Sinne, dass länger dauernde Verhält- 
nisse darnach geregelt werden können. Die Steuergesetzgebung 
kann aber unmöglich den Veränderungen des Zinsfusses, selbst 
nicht den erheblicheren, folgen ; die Ausscheidung ist daher ohne 
grosse Unzukömmlichkeiten auch nicht praktisch thunlich. — Das 
Moment der Sicherheit ist überhaupt ein nur secundäres. Die 
Norm des Zinsfusses besteht vorzugsweise , ja für die Regel fast 
ausschliesslich in dem Verhältniss von Nachfrage und Angebot. 
Sicher sucht fast jeder sein Geld auszuleihen, und verhältniss- 
ro&ssig nur wenige sind es, die sich durch einen erhöhten Zins 
bestimmen lassen , ein Risiko für ihr Kapital zu übernehmen. 
Auf eine solche Minderheit aber besondere Rücksicht zu nehmen, 
ist doch wohl nicht gerathen. 

Praktisch wird überdies eine Fixirung des normalen Zins- 
fusses vielfach zur Illusion dadurch, dass Staatsanlehen, diese 

Zeltiehr. f. Staatsw. 1868. I. Heft. 5 
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hervorragende Gattung von Darlehen, die Gläubiger nach dem 
Curs wechseln. Wenn also auch z. B. ein Zins von 4°/o für 
normal gelten und die Steuervergütung hienach erfolgen sollte, 
wie könnte die Norm bei jenen eingehalten werden, welche 
unter oder über pari gekauft haben ? Wer ein Papier zu 4°/o um 
80 kauft, bezieht thatsächlich 5°/o ; wie sollte man es machen, 
damit ihm das fünfte Procent frei ausgeht? Oder wer um 1 14 kauft, 
wie kann ihm das halbe Procent über 3 1 /*. die er thatsächlich be- 
zieht, entlastet werden? Es werden aber nicht blos Staatspapiere, 
sondern auch Hypotheken und andere Privatschulden cedirt, bei 
welchen dann der Tagescurs keineswegs gleichgiltig ist. 

Endlich ist das Risico, wie schon angedeutet, keineswegs etwas 
den Darlehen Eigenthümliches. Jede Kapitalanlage auch in Ge- 
werben, auch in der Landwirtschaft ist mit demselben verbunden. 
Wenn nun der industrielle Unternehmer durch seinen Muth und 
seine Umsicht der Gefahr zu begegnen hofft und zu begegnen 
weiss, wenn er in Folge dessen einen grösseren Gewinn, als 
andere, aus seinein Geschäfte zieht, soll er diesen erhöhten Er- 
trag nicht versteuern ? Es ist mir nicht erinnerlich , dass diese 
Frage jemals verneinend beantwortet worden wäre. Im Gegen- 
theil, es ist eine ausgemachte Sache, dass der Unternehmergewinn 
ein wesentlicher Theil des steuerpflichtigen Gewerbeertrages ist, 
und in keinem Steuergesetze ist auf das Risiko des Unternehmers 
Rücksicht genommen. Nun warum soll dann der Kapitalist seinen 
erhöhten Zins, der ja auch eine Art von Unternehmergewinn ist, 
nicht auch versteuern, bezw. den Steuerbeitrag darnach leisten? 

Es könnte sich allenfalls nur noch darum handeln, ob der 
Schuldner das Recht hat, den Steuerbeitrag nach dem Maassstabe 
eines erhöhten Zinses anzusprechen. Das Vorhergehende enthält 
die Beantwortung auch dieser Frage. Ein Zins, der über das Maass 
des bei der Mehrheit von Schuldverhältnissen gewöhnlichen 
Interesse hinausgeht, ist desshalb noch kein anormaler, sondern 
in der Regel durch steigende Nachfrage bedingt. Es besteht 
also kein Grund, ihn als anormal zu behandeln. Die Ausnahms- 
fälle sind aber gerade hier meist von der Art, dass es nicht 
gerathen erscheint, zu Gunsten solcher Gläubiger (Wucherer) 
von der Regel abzuweichen. 
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Durch diese Erörterung erledigt sich die Frage nach der 
Höhe der Kapitalrentensteuer von selbst. Verschiedene Autoritä- 
ten ') fordern aus Zweckmässigkeits - Rücksichten für dieselbe 
einen gelinderen Maassstab als für die übrigen Steuern. Bei der 
Negirung einer directen Steuer und Forderung eines Steuerbei- 
trags ist aber die Gleichheit desselben mit den directen Steuern 
eine unabweisbare Notwendigkeit, da seine Voraussetzung das 
Recht des Schuldners ist, vom Gläubiger die volle Steuerentschädi- 
gung für soviel Rente anzusprechen, als er ihm zahlt. Der einzige 
Grund, der auf unserem Standpunkte überhaupt für die geringere 
Besteuerung der Kapitalrenten geltend gemacht werden könnte 2 ), 
liegt in der Furcht, die Kapitalien ins Ausland zu treiben, allein 
die Erfahrung in England und Deutschland hat denselben als 
triftig nicht bestätigt. 

Fasst man freilich die Ertragsbesteuerungen ins Auge, wie 
sie in den verschiedenen Staaten wirklich sind, so wird die 
Forderung eines Sleuerbeitrags in gleicher Höhe mit den directen 
Steuern nicht selten auf die praktische Schwierigkeit stossen, 
dass die Steuern von den verschiedenen Ertragsgattungen selbst 
verschieden sind , dass die Grundsteuer höher als die Gewerbe- 
steuer und diese höher als die Personalsteuer ist. 

Es wäre nun zwar keine absolute Unmöglichkeit, dem Land- 
wirth einen grösseren Steuerabzug zu gestatten, als dem Gewerbe- 
treibenden oder als dem personalsteuerpflichtigen Schuldner, und 
die grössere Sicherheit der Hypotheken würde immerhin verhin- 
dern, dass der grössere Steuerbeitrag der Hypothekgläubiger 
sie zur Kündigung triebe, allein die Sache hätte doch ihre unver- 
kennbaren Schwierigkeiten und schlimmen Seiten namentlich in 
Ansehung der vorkommenden Verschiedenheiten zwischen dem 
Gewerb- und dem Personalsteuerfuss. Wir brauchen uns jedoch 
auf die Erörterung, ob diese Hindernisse unübersteiglich sind oder 



1) Namentlich Rau § 389. — v. Hock S. 222. 

2) Der weiter aufgeführte Grund für eine niedrigere Besteuerung der 
Kapitalrenten, „um die Neigung der Pflichtigen zu richtigen Fassionen zu 
unterstützen und unrichtigen vorzubeugen" , schlägt bei einer indirecten 
Steuer, bei einem Steuerbeitrag ohnedies nicht ein, da hier von Fassionen 
keine Rede sein kann. 

5* 
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nicht, keineswegs einzulassen, sondern begegnen den aus solchen 
Verhältnissen geschöpften Einwendungen getrost mit der Forderung, 
dass , wer -den Fortschritt zur indirecten Rentensteuer und somit 
zur Berücksichtigung der Schulden bei der directen Besteuerung 
machen will, zuerst den Fortschritt zur gleichen Besteuerung der 
Ertragsarten gemacht haben tnuss. Um die dritte Stufe zu er- 
streben, muss man erst die zweite erreicht haben. 

Doch darf man auch nicht zu ängstlich sein; wenn ein 
Ertragssteuersystem seinen Namen irgend verdient, und die 
Gleichheit der Besteuerung einigermaassen durchgeführt ist, so 
wird ein nach dem allgemein erstrebten, wenn auch nicht mit 
vollkommener Schärfe und Consequenz realisirten, Steuerprocent 
bemessener Rentensteuerbeitrag unbedenklich und mit Erfolg aus- 
führbar sein. 

b) Bei Zeirrenten. 

Das vorhin Gesagte liefert zugleich den Schlüssel für die 
Lösung der — namentlich in England ') — vielbesprochenen 
Frage, in welcher Weise solche Renten zu besteuern seien, bei 
welchen eine allmähliche .Rückzahlung des Kapitals selbst in noch 
höherem Maasse vorausgesetzt zu werden pflegt, als bei den gewöhn- 
lichen und bei den durch erhöhtes Risiko gesteigerten Zinsen. Dahin 
gehören die Leib- und anderen Zeitrenten. Wenn es nun richtig ist, 
dass in j e d e m Zins eine Assecuranzpräinie enthalten ist, dass diese 
immer den zur Reproduclion des Kapitals bestimmten Theil des- 
selben bildet, dass sie ein wesentlicher und untrennbarer Bestand- 
teil desselben ist, und dass also der in einer Zeitrente enthaltene 
Kapitalstheil qualitativ durchaus nicht verschieden von jener Prämie 
ist, so kann die Antwort wohl nicht anders ausfallen, als 
dahin, dass auch solche Renten ihrem ganzen Betrage nach 
dasselbe Schicksal 2 ) haben müssen, wie der Zins mit seinen 
verschiedenen Bestandtheilen. 

Wenn zwei Personen ganz gleiche Summen, die eine zu 
verzinslicher Anlage, die andere zum Erwerb einer Zeitrente 



t) Vgl. meine Geschichte der Steuern des britischen Reichs S. 561. 

2) In England, Württemberg, Baden und Weimar sind Zeitrenten im 
vollen Betrage steuerpflichtig; in Bayern unterliegen sie der geringeren 
Perionalsteuer. 
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verwenden, so haben Zins und Zeitrente ganz gleicher! Werth 
und der höhere Jahresbetrag der letzteren gleicht sich durch 
deren beschränkte Zeitdauer aus. Die Steuern von beiden Renten 
müssen also bei gleichem Procent trotz der verschiedenen Jahres- 
beiträge ebenfalls gleichen Werth haben. Hiemit ist auch der 
mathematische Beweis geführt, dass den Zeitrenten kein Unrecht 
geschieht, wenn sie bei der Besteuerung ebenso behandelt werden, 
wie die Zinsen. 

Wollte man uns dagegen einwenden, damit sei immer noch 
nicht bewiesen, dass es recht und billig sei, annuitätenweise 
zurückbezahlte Kapitalsraten als Renten zu besteuern, so setzen 
wir diesem Bedenken entgegen , dass es auf unrichtiger Voraus- 
setzung beruht. Denn die Annahme, dass der Gläubiger in den 
Jahresraten der Zeitrente Abschlagszahlungen an seinem Kapital 
erhalte, ist eben nicht richtig. 

Er hat allerdings dem Schuldner ein Kapital, eine Summe 
ersparten, zu fernerer Production bestimmten und gesammelten 
Arbeitsertrags hingegeben. Allein es ist ja nicht nothwendig, 
dass man für das Gegebene das Nämliche oder auch nur ein 
Gleichartiges zurückerhalte. Man kann für Kapital auch Arbeits- 
kraft, auch Genussmittel eintauschen, man kann Kapital auf diese 
oder jene Weise vernichten ; warum sollte man für Kapital nicht 
auch eine Rente eintauschen können ? 

Die Fälle, in welchen der Gläubiger sogar nicht einmal die 
Absicht hat, sein Kapital aus den Rentenzahlungen allmählich 
wieder zu sammeln, werden unbedenklich als die Regel zu be- 
trachten sein, und die Besteuerungsgrundsätze werden sich immer 
nur an die Regel und nicht an die Ausnahmen zu halten haben. 
Aber auch wenn er sein Kapital allmählich wieder herstellt, so 
muss er es eben neu wiederschaffen , denn seine Zeitrente ist 
nur Einkommen und ebenso, wie alles Kapital aus nicht verzehr- 
tem Einkommen entsteht, so muss auch dieses erst wieder neu 
entstehen. Das Kapital , welches er gehabt hatte , ist auf den 
Schuldner übergegangen , und der Rentner hat darauf verzichtet, 
es als solches zurückzuerhalten. Was er bezieht, ist Rente 
und nur Rente, und er ist also ebenso verpflichtet, sich den 
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Steuerabzug gefallen zu lassen, als der Schuldner berechtigt ist, 
denselben in Anspruch zu nehmen. — 

Dabei vermag indessen immerhin den Ausnahmen Rechnung 
getragen zu werden, und es kann solchen Anstalten, welche 
planmässig und regelmässig Geld gegen Rückzahlung in 
Annuitäten ausleihen, die Vergünstigung eingeräumt werden, sich 
von ihren Schuldnern die Steuerbeitrage nach dem Maassstabe 
nur der wirklichen Zinsen abrechnen zu lassen. 

Ein wesentlich anderes Verhältniss besteht aber bei Gesell- 
schaften, welche aus Beiträgen der Mitglieder Mittel sammeln, 
um ihnen oder ihren Hinterlassenen Renten gewähren zu können. 
Betrachten wir hier zunächst die Vereine auf Gegenseitigkeit. 
Die Einlagen der Mitglieder, seien es einmalige oder allmähliche, 
werden zinstragend angelegt, und für diese Zinsen zahlt die Ge- 
sellschaft als Gläubiger ihren Schuldnern die Steuerbeiträge. 
Die Mitglieder erhalten aber auch hier ihre Einlagen, also neben 
den Zinsen ihr Kapital in Rentenform zurück. Würde nun von 
der Gesellschaft den Rentenempfängern der Steuerbeitrag nach der 
ganzen Rente angerechnet, so würde sie sich mehr vergüten lassen, 
als sie selbst geleistet hat. Die Grundlage für die Verpflichtung des 
Rentners ist aber, wie oben dargethan, die Berechtigung des Schuld- 
ners, und wenn also beide nicht zusammenstimmen, so muss billig 
bezweifelt werden , ob in diesem Falle die Voraussetzungen des 
Steuerbeitrags gegeben sind. Das ist denn auch wirklich 
nicht der Fall. Das Verhältniss von Schuldner und Gläubiger 
findet hier nicht statt, da beide identisch sind. Die Gesell- 
schaft ist nur die Vereinigung der Beitragenden, welche ihre 
zusammengeschossenen Einlagen und deren Zinsen nach festge- 
setzten Regeln wieder unter sich verlheilen, und ein Steuerbeitrag 
der Rentenempfänger an die Gesellschaft wäre daher ein Wider- 
spruch mit dem Wesen des ganzen Verhältnisses 1 ). Fragt man 



1) Gegenstand einer directen Steuer können solche Renten, Pensionen 
u. dgl. bei einer indirecten Besteuerung der Zinsrente nie sein, weil sonst 
der nämliche Theil des Ertrags aus den nationalen Güterquellen doppelt 
besteuert würde. Solche Renten sind theils Zins, für welchen die Gesell- 
schaft schon den Steuerbeitrag leistet, theils Kapitalrückzahlung, welche 
nicht steuerpflichtig sein kann. Vom Standpunkte der Einkommensteuer 
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dann, wie die Gesellschaft die Vergütung für ihren Entgang an 
Einnahme erlangen soll , den sie durch die ihren Schuldnern ge- 
leisteten Steuerbeiträge erleidet, so ist die Antwort : Sie muss es 
eben so machen, wie wenn ihre Zinseinnahmen durch Herabsetzung 
des Zinsfusses oder durch Kapitalverluste geschmälert worden 
wären, d. h. sie muss die Einlagen um etwas erhöhen und die 
Renten um etwas vermindern. 

Wenn nun an die Stelle der Gegenseitigkeit ein Unternehmer 
oder eine Gesellschaft von solchen tritt, welche das Risiko und 
die Verwaltung anstatt der Mitglieder selbst übernehmen, so kann 
dies die Sache nicht ändern. Der Unternehmer repräsentirt hier 
nur das Princip der Gegenseitigkeit und das Verhältniss bleibt 
ganz das nämliche. Allerdings wird aber in diesem Falle ein 
den anderen Gesellschaften fremdes Element in dem Gewerbs- 
profit des Unternehmers zu Tage kommen, allein das gehört 
nicht hieher; für diesen selbständigen Ertrag der Arbeit ist die 
Gewerbesteuer zu entrichten. 

Staatsannuitäten kommen in Bayern — und wohl auch an- 
derswo in Deutschland — nicht vor, deren Berücksichtigung ist 
daher ohne praktisches Interesse , doch dürften sie kaum anders, 
als als Privatzeitrenten zu behandeln sein. 

c) Von unverzinslichen Forderungen. 

Eine eigenthümliche Schwierigkeit scheinen die versteckten 
Zinsen zu veranlassen, welche bei Staatsanlehen in der Form 
von Lotterieprämien und in Privatverträgen in der Form von un- 
verzinslichen Forderungen, insbesondere Kaufschillingsfristen vor- 
kommen. Es scheint hier ganz das nämliche Verhältniss zu 
bestehen, wie bei den Zeitrenten — nur umgekehrt. Bei letzteren 
scheint Kapital in Rentenform, bei jenen Rente in Kapitalform 
ausbezahlt zu werden. Welcher Schluss läge, wenn dem so wäre, 
näher, als dass die Steuer und bezw. BeUragspflicht, welche im 
einen Falle bejaht werden musste , im entgegengesetzten zu ver- 
neinen ist? Und doch ist dem nicht also. Stünden wir auf dem 



würde sich die Sache anders gestalten ; denn die Rentner haben ein wirk- 
liches Einkommen, welches gewiss steuerpflichtig wäre: aber wir stehen hier 
auf der Basis der Ertragsbesteuerung und hier muss daran festgehalten werden, 
dass nur wirklicher Ertrag und dieser nur einmal besteuert werden darf. 
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Boden der Einkommensteuer, so würden wir wohl zugeben kön- 
nen, dass die Gewinnste aus Anlehenslottericn nicht Einkommen, 
sondern sofort Vermögen sind, welches Einkommen erzeuger 
soll und wird, dass sie also nicht Gegenstand der Steuer 
sein können. Allein wir stehen auf dem Standpunkte der Er- 
tragssteuer und zwar nicht der directen Besteuerung, sondern 
des Steuerbeitrags. So gesehen sind die Lotterieprämien nichts 
als Zinse , welche nach Verabredung der Gläubiger ungleichmäs- 
sig unter dieselben vertheilt werden. Die Nation kann also den 
Steuerbeitrag aus denselben unbedingt ebenso ansprechen wie 
von allen anderen Zinsen, und wesshalb ihn dann die Gläubiger 
nicht leisten sollten, ist nicht abzusehen. Der Hauptgrund für 
die Verpflichtung des Gläubigers bleibt beim Stcuerbeitrag immer 
die Berechtigung des Schuldners. Steht diese fest , so ist jene 
nicht zu bezweifeln. Würden die Zinsen im geraden Verhältniss 
zu der Grösse der Forderungen an die- einzelnen Gläubiger aus- 
bezahlt, so würde niemand ein Bedenken tragen, ihnen den 
Steuerbeitrag abzuziehen; da die Zinsen aber nach Verabredung 
nur einigen wenigen zufallen, so ist es ganz natürlich und ge- 
recht, dass diese wenigen ebenso wie sie den Vortheil für 
alle geniessen auch die Last für alle tragen. 

Bedenklicher ist dagegen die Berücksichtigung der unver- 
zinslichen Darlehen, Kaufschillingsfristen u. drgl. Vor allem ist 
nämlich absolut unmöglich, in derlei Fällen das Vorhandensein 
eines Zinses, oder die Absicht einen solchen durch Erhöhung 
der Stammforderung zu verdecken, nachzuweisen. Ja sogar die 
Vermuthung, dass ein Gläubiger sein Geld nicht unverzinslich 
werde ausstehen lassen, dass daher bei solchen Forderungen 
ein versteckter Zins angenommen werden müsse, ist eine äusserst 
gewagte; ja in vielen Fällen liesse sich geradezu das Gegentheil 
beweisen. So namentlich bei Darlehen, insofern nicht Wucher- 
geschäfte in Frage sind, welche aber als unsittlich nicht vermu- 
thet werden dürfen, und sich der Controle um so mehr entziehen, 
je mehr eine Zinsenverheimlichung dabei stattfindet, und welche 
schon aus diesen Ursachen, sowie auch als blosse Ausnahmen 
keine allgemeine Berücksichtigung finden können. Aber auch 
bei Kaufschillingsfristen wird der Hergang gewöhnlich der «ein, 
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dass der Verkäufer, um von seinem gestellten Preise nichts oder 
weniger nachlassen zu müssen, sich im Wege des Abhandeins 
zu günstigen Zahlungsbedingungen versteht, oder dass er le- 
diglich um ein höheres Gebot zu erzielen, von vornherein Zahlungs- 
fristen einräumt. Und wollte man selbst annehmen, dass in dem 
durch vertragsmässige Zahlungsnachsicht erhöhten Kaufschilling 
eine Entschädigung für die unterbliebene Kapitalnutzung einge- 
rechnet wäre, so würde sie eben die gewöhnliche Natur nicht 
haben ; sie würde kein Zins, sondern in eine Aversalentschädigung, 
in einen Theil der Hauptforderung verwandelt, es würde Zins- 
forderung für Vermögenszuwachs, für Kapitalforderung eingetauscht 
worden sein. Hier ist also wirklich das umgekehrte Verhältniss 
wie bei der Zeitrente. Dort hat sich Kapital in Rente, hier 
Zins in Kapital verwandelt. 

Es stehen daher einer Anziehung der unverzinslichen For- 
derungen sogar im Falle directer Besteuerung die begründetsten 
Bedenken im Wege. Bei der indireclen Besteuerung dagegen 
stünde abgesehen von der principiellen Unhaltbarkeit eines Steuer- 
beitrags die absolute Unausführbarkeit entgegen. Wenn aber 
die Theorie des Steuerbeitrags richtig ist, so kann sie nicht 
irgendwo unbedingt unausführbar sein, und es muss daher auch 
rückwärts auf die principielle Unrichtigkeit solcher Versuche 
geschlossen werden, welche keinen anderen Erfolg haben können, 
als unverhältnissmässig viel Mühe und Plackerei bei kaum nennens- 
werter Einnahme. 

3) Von der Pflichtigen Person. 

Wenden wir uns nun zu den Personen, welche den Steuer- 
beitrag zu leisten haben, so ist auf den ersten Blick klar, dass 
ihm Niemand entgehen kann, der ihn schuldig ist. Der Ausländer, 
welcher Zinsen oder Renten von uns bezieht, muss ihn ebenso 
bezahlen wie der Inländer. Warum auch nicht ? Wer ein Grund- 
stück im Ausland hat, wer ein Gewerbe betreibt, muss es dort 
versteuern, und wenn also ein Ausländer Theil an dem Ertrage 
unserer Landwirthschaft oder Industrie hat, so ist nichts gerechter, 
als dass er auch seinen Theil an der Steuer trägt, die derjenige 
entrichtet, an dessen Ertrag jener theilnimmt. Bezieht er Zinsen 
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aus Staatspapieren, so ist er der Nation, welche aus ihren ver- 
steuerten Erträgnissen die Zinsen aufbringt, seinen Antheil schuldig. 

Umgekehrt werden wir freilich die auslandischen Renten 
und Zinse unserer Landsleute mit einem solchen Steuerbeitrag 
nie erreichen. Das ist auch ganz gerechtfertigt; denn ein Ertrags- 
steuersystem kann und soll nur die nationalen Ertragsquellen 
betreffen. Damit ist freilich die Frage noch nicht erledigt, ob 
es gerecht und wohlgethan ist, die ausländischen Renten gar nicht 
zur Steuer zu ziehen. 

Wir haben die Steuerpflicht im Allgemeinen damit begründet, 
dass sie eine absolute für alle Staatsangehörigen , dass der Staat 
als Organismus der Nation auf das Vermögen derselben angewiesen 
sei. Zum Vermögen einer Nation gehören aber unstreitig die 
Forderungen an das Ausland, und die Steuerpflicht der Zinsen 
und Renten hieraus ist somit nachgewiesen. Freilich kommen 
wir hiermit über das Gebiet des Steuerbeitrags und auch über 
das der Ertragssteuer hinaus und sind in dem der Einkommen- 
steuer angelangt. Soll nun ein solches dem aufgestellten System 
fremdartiges Moment Berücksichtigung finden ? Wir können nicht 
umhin diese Frage mit Ja zu beantworten. 

Die tägliche Erfahrung *) beweist, dass es keinen gerechteren 
Maassstab für die Beitragspflicht zu den Staatsbedürfnissen gibt, 
als den des Einkommens. Die Besteuerung nach dem Maassstabe 
des Ertrags muss daneben als eine noch zu überwindende un- 
tergeordnete Entwickelungsstufe erkannt werden. Nun beweist 
die Geschichte, dass jede untere Entwickelungsstufe, wenn sie 
ihren eigenen Bedürfnissen genügen will, hinübergreift in die 
höhere und Momente derselben sich aneignet, deren sie eben 
nicht entrathen kann. So hat der Lehnsstaat der einer späteren 
Zeit angehörenden Steuern, die Periode der indirecten Auflagen 
der höheren directen nie ganz entbehren können und so muss 



1) Die Nichtbesteuerung der ausländischen Renten hat z. B. bei uns 
in Bayern zu auffallenden und allgemein anerkannten Ungleichheiten da- 
durch geführt, dass bei der starken Einquartierungslast im verflossenen Jahre 
die Besitzer solcher Renten als solche gar nicht, also überhaupt nicht im 
richtigen Verhällniss ihrer Leistungsfähigkeit zu dieser Last angezogen 
werden konnten, welche nach dem Steuerfusse umgelegt wird. 
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auch das Ertragssteuersystem Elemente der Einkommensteuer sich 
aneignen, wenn es dem fortschreitenden Bedürfniss genügen will. 

Wir finden denn auch in den Steuergesetzen der verschiedenen 
Staaten allenthalben Spuren des Einkommensteuerprincips, obschon 
sie alle in der Hauptsache den Ertrag besteuern ; und das ist nach 
dem eben Gesagten an und für sich kein Mangel ')• Aber ein 
Vorzug kann das nur dann sein , wenn es mit Absicht und Be- 
wusstsein geschehen ist. Es muss vor allem, wenn das Gesetz 
nicht zu begründeten Einwendungen Anlass bieten soll, der Haupt- 
standpunkt klar erkannt und festgehalten, es muss das Hauptprincip 
consequent und rein durchgeführt werden, und erst wenn alsdann 
das Gesetz wegen der Unzulänglichkeit des Princips dem Bedürf- 
nisse nicht vollkommen entspricht, darf und soll das höhere Princip 
benützt und herbeigezogen werden. 

Wir sind daher in vollem Recht, wenn wir verlangen, dass 
der Bezug ausländischer Renten ebenfalls der Besteuerung unter- 
worfen werde . damit die Berechtigten zu den Staatslasten nach 
ihrer vollen Leistungsfähigkeit ebenso angezogen werden, wie 
alle anderen Unterthanen. Dazu drängt auch die praktische Rück- 
sicht, dass durch die Unterlassung der Besteuerung eine Prämie 
auf Anlegung von Kapitalien im Ausland gesetzt würde, was 
geradezu verkehrt wäre. Ob dann das auswärtige Vermögen 
im Auslande eine Ertragssteuer zahlt , oder nicht , darf keinen 
Unterschied machen , denn das Princip dieser Steuer ist das 
der Einkommensteuer: diese Steuerpflicht ist eine persönliche. Der 
Unterthan als Person ist schuldig, nach seinem ganzen Einkommen 
zu steuern und zwar seinem Staate zu steuern, und soweit 
dieses nicht von der Ertragssteuer getroffen wird, muss er also 
die Einkommensteuer entrichten. Auswärts bezahlte Steuern 
können nur insoweit berücksichtigt werden , als sie einen Pro- 
ductionsaufwand bilden und an der ganzen Rente abgezogen 
werden dürfen. Es besteht bei genauer Betrachtung schlechter- 
dings kein Grund , weshalb der Staat Rücksicht auf die Steuern 



1) Hierin liegt die theilweise Wahrheit der Ansicht L. Steins, wenn 
er S. 409 seines Lehrbuchs der Finanzwissenschart das Einkommen als 
selbständige Steuerquelle neben dem Ertrage erkennt. 
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nehmen sollte, die seine Ünterthanen an fremde Staaten etwa bezahlen 
müssen, und was dafür zu sprechen scheint, ist nur ein unklares 
Billigkeitsgefiihl und ein vager Kosmopolitismus, der nirgends, 
am allerwenigsten aber in Finanzsachen berechtigt ist. 

Steuerfreiheiten ') sind bei der Verpflichtung der Ren- 
tenberechtigten zur Leistung von Steuerbeiträgen praktisch nicht 
ausführbar, wenn man nicht, wie in England geschieht, zu einem 
Rückvergütungsverfahren seine Zuflucht nimmt, das eine ganz 
unsägliche Arbeitslast, (in Deutschland bei dem Vorherrschen 
der mittleren und kleinen Vermögen noch mehr als jenseits des 
Canals) hervorrufen und dem Unterschleif Thüre und Thor öffnen 
würde. Glücklicher Weise können wir uns die Verlegenheit er- 
sparen, über diese praktische Klippe hinwegzukommen ; denn die 
Gewährung von Steuerfreiheiten und Begünstigungen sind in 
einem Ertragssteuersystem p r i n c i p i e 1 1 ungerechtfertigt. Sie 
sind nur die Folge von unklarem Hereinziehen einzelner Momente 
der Einkommensteuer, (in welcher aber das einzig richtige Mittel 
zur Beseitigung von Härten die Progression ist) und von traditio- 
nellen Rücksichten, die aber heutzutage keine Berechtigung mehr 
haben. 

Vorangestellt pflegen bei der Empfehlung für die Gewährung 
von Steuerfreiheiten die kleinen Renten zu werden. Es hat aber 
noch niemand daran gedacht, die kleinsten Grund-, Haus- und 
Gewerbe-Besitzer steuerfrei zu machen. Warum sollten diejenigen 
Minderbemittelten, welche ihr Vermögen in der Form von Forde- 
rungen haben, vor jenen begünstigt werden, welche ihnen ihre 
Renten zahlen, und welchen am Ertrag ihres Kapitals und ihrer 
Arbeit vielleicht noch weniger übrig bleibt, als sie den Zinsbe- 
rechtigten bezahlen müssen? 

Wir kommen dann sofort zu den Wittwen und Waisen, von 
welchen das eben Gesagte im vollsten Umfange gilt. Es ist wahr, 
dass die Humanität eine Rücksichtnahme auf diese personas mise- 



1) Wenn hier sowie vorher und nachher von einer Steuer die Rede 
ist, obwohl der Kapitalrente die Steuerpflicht principiell abgesprochen 
Wurde , so möge dies der kürzeren Ausdrucksweise wegen um so mehr 
unbeanstandet bleiben, .als ja der Steuerbeitrag in seiner Wirkung für den 
Rentner einer indirecten Steuer vollkommen gleichsteht. 
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ras erfordert. Aber die Wittwe, die von ihrem kleinen Grund- 
besitz der Kapitaüstenwittwe vielleicht mehr Zins zahlen muss, 
als ihr selbst übrig bleibt, oder die Arbeiterswittwe, die nichts 
hat, als ein Häuschen, eine Hütte, die Handwerkerswiltwe , die 
sich mit oder ohne einen Werkführer kümmerlich fortbringt, — 
wer schenkt denn ihnen die Grund-, Häuser- und Gewerbesteuer? 
Und sind solche Wittwen und Waisen etwa in einer besseren 
Lage , als diejenigen , welche von den Zinsen eines kleinen Kapital- 
Vermögens leben ? Gewiss nicht. Hat also das Ertragssteuer- 
system keinen Raum für andere Steuerbefreiungen, warum sollen 
diese gerade bei der Zinsrentensteuer stattfinden? 

Bei den Sparkasseneinlagen will man durch Steuerfreiheit 
zur Sparsamkeit aufmuntern. Das ist recht schön gedacht, aber 
praktisch ohne allen Erfolg. Die winzige Grösse der Steuer oder 
des Steuerbeitrags, welche auf einen Sparcassazins trifft, wird 
gewiss nie Jemanden abhalten, zu ersparen, was er erübrigen 
kann, und diese Steuerfreiheit hat zuverlässig noch keinen ein- 
zigen Einleger unter den Millionen die es gibt, veranlasst, eine 
Ersparniss 2U machen, oder sein Geld bei der Sparkasse anzulegen. 

Stiftungen und Anstalten für Wohlthätigkeit , Unterricht und 
Cultus gehören ebenfalls zu den da und dort Begünstigten. 
Hier treffen zwei Rücksichten zusammen, welche zur Motivirung 
solcher Steuerfreiheiten dienen. Die eine ist historischer Natur 
und reicht mit ihrem Stammbaum bis ins Mittelalter hinab. Die 
Wurzel davon ist der alte Anspruch der Geistlichkeit auf Unab- 
hängigkeit vom Staate und in Folge dessen auf Steuerfreiheit; 
ein Anspruch, der stets und allenthalben erhoben und nie vergessen 
worden ist, obgleich er nie und — ausser etwa im Kirchenstaat 
— wohl nirgends hat durchgesetzt werden können. Heutzutage 
zweifelt wohl kein Mensch mehr daran, dass die Geistlichen — 
man mag über das Project der Trennung von Kirche und Staat 
denken wie man will — die nämlichen Vortheile geniessen, 
wie alle anderen Classen ; dass ihre ganze Existenz wie jede 
andere durch den Staat bedingt ist , kurz , dass sie Unter« 
thanen sind , wie alle anderen , und dass sie daher auch die 
nämlichen Pflichten haben wie diese. Die Vorsorge für Wohl- 
thätigkeit und Unterricht, welche früher der Kirche anklebte, 
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ist jetzt dem Staate theils unmittelbar, tbeils mittelbar zugefallen, 
theils auch ist sie der freien Verfügung anheimgegeben und in 
letzterer Hinsicht kann auch die Kirche sich daran betheiligen. 
Es hat also niemals ein Recht der für Erreichung jener Zwecke 
bestimmten Anstalten auf Steuerfreiheit bestanden , noch ist 
ein solches nach den gegenwärtigen Verhältnissen begründet. 

Der andere Grund besteht in Humanitäts- und Zweckmässig- 
keitsrücksichten. Man sagt, es sei wünschenswerth, wenn solche 
Anstalten bestehen und gedeihen, man müsse sie also begünstigen 
und fördern. Dies kann bereitwilligst zugestanden werden. Aber 
die Steuerfreiheit ist nicht die richtige Art, wie sie begünstigt 
und gefördert werden sollen. Es gibt noch gar viele andere 
Dinge, die ebenfalls die Vorsorge und Förderung des Staats 
erheischen, ja im ganzen Gebiete der activen Staatsthätigkeit 
ist nichts, von dem man das nicht anerkennen müsste. Es ist 
aber unmöglich , das alles durch Steuerfreiheit zu begünstigen ; 
denn sonst würde am Ende niemand übrig bleiben, von dem 
eine Steuer gefordert werden könnte. Wendet man aber unter 
mehreren Gleichberechtigten nur einzelnen eine Vergünstigung zu, 
so liegt hierin eine Ungerechtigkeit gegen die Uebrigen. 

Principiell steuerfrei kann im Staate niemand sein, wenn 
die Steuerpflicht eine absolute ist. Aber natürlicher Weise kann 
der Staat nicht selbst Steuer zahlen ; es wäre ungereimt, das zu 
verlangen. Wenn nun Anstalten bestehen, welche für Staats- 
zwecke bestimmt sind, so ist deren Vermögen ein mittelbares 
Staatsvermögen, es stehen deren Einnahmen und Ausgaben auf 
gleicher Linie mit jenen des Staats selbst, und wenn die ersteren 
nicht ausreichen, so muss der Staat Zuschüsse leisten. Von 
solchen Anstalten aber Steuern zu fordern, wäre ebenso zweck- 
widrig, als wenn man sie vom Staat selbst fordern würde; er 
müsste mit der einen Hand wieder geben, was er mit der an- 
deren nähme. Für solche Anstalten und Stiftungen also ist die 
Steuerfreiheit begründet. Nun haben aber die Schuldner solcher 
Stiftungen ohne Zweifel den nämlichen Anspruch auf Steuerbeiträge, 
wie alle anderen und es bleibt daher nichts übrig , als dass der 
Staat seine Zuschüsse um so viel erhöht, als die Einnahme jener 
durch Leistung dieser Beiträge geschmälert wird. Es ist aber 
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keineswegs inconsequent, wenn diese Vergütung des Beitrags, 
bezw. die Steuerfreiheit solchen Stiftungen versagt wird, welche 
dadurch in Erreichung ihrer Zwecke nicht beeinträchtigt werden, 
denn die Pflicht des Staats reicht nur bis zur Deckung des Be- 
dürfnisses. Reichen die Mittel weiter als hiezu, so ist der 
Ueberschuss kein Theil des mittelbaren Staatsvennögens mehr, 
sondern Privatvermögen. — Insoweit aber jene Voraussetzung 
nicht zutrifft, insoweit die Zwecke von Anstalten und Stiftungen 
von der Art sind, dass deren Erreichung im allgemeinen den 
Gemeinden und den Privaten überlassen ist, bildet deren Vermögen 
nur eine Ergänzung des Gemeinde - und Privatvermögens und 
ihre Einnahmen und Ausgaben stehen mit jenen der letzteren auf 
gleicher Linie. Es besteht also für sie die nämliche allgemeine 
Steuerpflicht, und. von einer Vergütung des den Schuldnern zu 
leistenden Steuerbeitrags kann keine Rede sein. Etwaige pri- 
vatrechtliche Verpflichtungen des Fiskus ändern an dieser 
principiellen Beitragspflicht nichts; denn derFiscus hat mit der Staats- 
hoheit nichts gemein ; er ist nur eine Privatperson und wenn 
das Vermögen des Staats, das Privateigenthum desselben steuer- 
frei ist, so folgt das, wie eben erörtert wurde, nur 'aus der 
Identität der Bestimmung, welcher dessen Ertrag wie die Steuern 
selbst gewidmet ist, und aus der Zweckmässigkeit. — 



Nachdem nun so der Standpunkt festgestellt sein wird, von 
welchem aus ein Urtheil über die bestehenden Kapitalrentensteuer- 
gesetze gebildet werden kann, wird die Darstellung und Kritik 
derselben in einem weiteren Artikel nachfolgen. 

Die in Deutschland ausser Oesterreich vorkommenden Kapital- 
rentenstcuern sind nun zwar directe und die Kritik scheint daher, 
wenn die indirecte Besteuerung die allein richtige ist, sehr kurz 
abgethan zu sein. Allein da es doch sehr zweifelhaft ist, ob 
sich die Praxis mit diesem Ergebniss der hier angestellten Unter- 
suchung sofort einverstanden erklären wird , und noch mehr, 
ob sie sofort glauben wird , von der directen Besteuerung ab- 
gehen zu können, so mag es nicht ohne Interesse und Gewinn 
sein, die bestehenden directen Steuern einer Darstellung und 
eingehenderen Beurtheilung zu unterziehen. 



